








ENERGIEAUSWEIS für Nichtwohngebäude
gemäß den §§ 16 ff. der Energieeinsparverordnung (EnEV) vom ¹   18.11.2013

5Erläuterungen

Angabe Gebäudeteil - Seite 1

Bei Nichtwohngebäuden, die zu einem nicht unerheblichen Anteil zu
Wohnzwecken  genu tz t  werden ,  i s t  d ie  Auss te l l ung  des
Energieausweises gemäß dem Muster nach Anlage 7 auf den
Gebäudeteil zu beschränken, der getrennt als Nichtwohngebäude zu
behandeln ist (siehe im Einzelnen § 22 EnEV). Dies wird im
Energieausweis durch die Angabe "Gebäudeteil" deutlich gemacht.

Erneuerbare Energien - Seite 1

Hier wird darüber informiert, wofür und in welcher Art erneuerbare
Energien genutzt werden. Bei Neubauten enthält Seite 2 (Angaben zum
EEWärmeG) dazu weitere Angaben.

Energiebedarf - Seite 2

Der Energiebedarf wird hier durch den Jahres-Primärenergiebedarf und
den Endenergiebedarf für die Anteile Heizung, Warmwasser, eingebaute
Beleuchtung, Lüftung und Kühlung dargestellt. Diese Angaben werden
rechnerisch ermittelt. Die angegebenen Werte werden auf der Grundlage
der Bauunterlagen bzw. gebäudebezogener Daten und unter Annahme
von standardisierten Randbedingungen (z.B. standardisierte Klimadaten,
definiertes Nutzerverhalten, standardisierte Innentemperatur und innere
Wärmegewinne) berechnet. So lässt sich die energetische Qualität des
Gebäudes unabhängig vom Nutzerverhalten und von der Wetterlage
beurteilen. Insbesondere wegen der standardisierten Randbedingungen
erlauben die angegebenen Werte keine Rückschlüsse auf den
tatsächlichen Energieverbrauch.

Primärenergiebedarf - Seite 2

Der Primärenergiebedarf bildet die Energieeffizienz des Gebäudes ab.
Er berücksichtigt neben der Endenergie auch die so genannte "Vorkette"
(Erkundung, Gewinnung, Verteilung, Umwandlung) der jeweils
eingesetzten Energieträger (z.B. Heizöl, Gas, Strom, erneuerbare
Energien etc.). Ein kleiner Wert signalisiert einen geringen Bedarf und
damit eine hohe Energieeffizienz sowie eine die Ressourcen und die
Umwelt schonende Energienutzung. Die angegebenen Vergleichswerte
geben für das Gebäude die Anforderungen der EnEV an, die zum
Zeitpunkt der Ausstellung des Energieausweises galt. Sie sind im Fall
eines Neubaus oder einer Modernisierung des Gebäudes, die nach dem
Vorgaben des § 9 Absatz 1 Satz 2 EnEV durchgeführt wird, einzuhalten.
Bei Bestandsgebäuden dienen sie zur Orientierung hinsichtlich der
energetischen Qualität des Gebäudes. Zusätzlich können die mit dem
Energiebedarf verbundenen CO2-Emissionen des Gebäudes freiwillig
angegeben werden.
Der Endwert der Skala zum Primärenergiebedarf beträgt, auf die
Zehnerstelle gerundet, das Dreifache des Vergleichswerts "EnEV
Anforderungswert modernisieter Altbau" (140 % des "EnEV
Anforderungswerts Neubau").

Wärmeschutz - Seite 2

Die EnEV stellt bei Neubauten und bestimmten baulichen Änderungen
auch  An fo rderungen  an  d ie  energe t i sche  Qua l i tä t  a l l e r
wärmeübertragenden Umfassungsflächen (Außenwände, Decken,
Fenster etc.) sowie bei Neubauten an den sommerlichen Wärmeschutz
(Schutz vor Überhitzung) eines Gebäudes.

Pflichtangaben für Immobilienanzeigen - Seite 2 und 3

Nach der EnEV besteht die Pflicht, in Immobilienanzeigen die in § 16a
Absatz 1 genannten Angaben zu machen. Die dafür erforderlichen
Angaben sind dem Energieausweis zu entnehmen, je nach Ausweisart
der Seite 2 oder 3.

Endenergiebedarf - Seite 2

Der Endenergiebedarf gibt die nach technischen Regeln berechnete,
jährlich benötigte Energiemenge für Heizung, Warmwasser, eingebaute
Beleuchtung, Lüftung und Kühlung an. Er wird unter Standardklima und
Standardnutzungsbedingungen errechnet und ist ein Indikator für die
Energieeffizienz eines Gebäudes und seiner Anlagentechik. Der
Endenergiebedarf ist die Energiemenge, die dem Gebäude unter
Annahme von  s tandard is ie r ten  Bed ingungen  und  un te r
Berücksichtigung der Energieverluste zugeführt werden muss, damit die
standardisierte Innentemperatur, der Warmwasserbedarf, die
notwendige Lüftung und eingebaute Beleuchtung sichergestellt werden
können. Ein kleiner Wert signalisiert einen geringen Bedarf und damit
eine hohe Energieeffizienz.

Angaben zum EEWärmeG - Seite 2

Nach dem EEWärmeG müssen Neubauten in bestimmtem Umfang
erneuerbare Energien zur Deckung des Wärme- und Kältebedarfs
nutzen. In dem Feld "Angaben zum EEWärmeG" sind die Art der
eingesetzten erneuerbaren Energien und der prozentuale Anteil der
Pflichterfüllung abzulesen. Das Feld "Ersatzmaßnahmen" wird
ausgefüllt, wenn die Anforderungen des EEWärmeG teilweise oder
vollständig durch Maßnahmen zur Einsparung von Energie erfüllt
werden. Die Angaben dienen gegenüber der zuständigen Behörde als
Nachweis des Umfangs der Pflichterfüllung durch die Ersatzmaßnahme
und der Einhaltung der für das Gebäude geltenden verschärften
Anforderungswerte der EnEV.

Endenergieverbrauch - Seite 3

Die Angaben zum Endenergieverbrauch von Wärme und Strom werden
für das Gebäude auf der Basis der Abrechnungen von Heizkosten bzw.
der Abrechnungen von Energielieferanten ermittelt. Dabei werden die
Energieverbrauchsdaten des gesamten Gebäudes und nicht der
einzelnen Nutzeinheiten zugrunde gelegt. Die so ermittelten Werte sind
spezifische Werte pro Quadratmeter Nettogrundfläche nach der EnEV.
Der erfasste Energieverbrauch für die Heizung wird anhand der
konkreten örtlichen Wetterdaten und mithilfe von Klimafaktoren auf
einen deutschlandweiten Mittelwert umgerechnet. Die Angaben zum
Endenergieverbrauch geben Hinweise auf die energetische Qualität des
Gebäudes. Ein kleiner Wert signalisiert einen geringen Verbrauch. Ein
Rückschluss auf den künftig zu erwartenden Verbrauch ist jedoch nicht
möglich. Der tatsächliche Verbrauch einer Nutzungseinheit oder eines
Gebäudes weicht insbesondere wegen des Witterungseinflusses und
sich ändernden Nutzerverhaltens oder sich ändernder Nutzungen vom
angegebenen Endenergieverbrauch ab.
Im Fall längerer Leerstände wird hierfür ein pauschaler Zuschlag
rechnerisch bestimmt und in die Verbrauchserfassung einbezogen. Ob
und inwieweit derartige Pauschalen in die Erfassung eingegangen sind,
ist der Tabelle "Verbrauchserfassung" zu entnehmen.
Die Vergleichswerte ergeben sich durch die Beurteilung gleichartiger
Gebäude. Kleinere Verbrauchswerte als der Vergleichswert signalisieren
eine gute energetische Qualität im Vergleich zum Gebäudebestand
dieses Gebäudetyps. Die Endwerte der beiden Skalen zum
Endenergieverbrauch betragen, auf die Zehnerstelle gerundet, das
Doppelte des jeweiligen Vergleichswerts.

Primärenergieverbrauch - Seite 3

Der Primärenergieverbrauch geht aus dem für das Gebäude insgesamt
ermittelten Endenergieverbrauch für Wärme und Strom hervor. Wie der
Primärenergiebedarf wird er mithilfe von Umrechnungsfaktoren ermittelt,
die die Vorkette der jeweils eingesetzten Energieträger berücksichtigen.

1siehe Fußnote 1 auf Seite 1 des Energieausweises
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1. WARUM ENERGIE SPAREN? 

Ein Teil der menschlichen Grundbedürfnisse - Wärmeschutz, Sauberkeit und 
Hygiene - wird durch warmes Wasser für Heizung und Trinkwasser sicherge-
stellt. 

Zur Erzeugung von Warmwasser benötigen wir Energie. 

                    

 

 

35 % der in Deutschland verbrauchten Endenergie wird für Raumwärme und 
Warmwasser verbraucht. 
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Grafik 1: Energieanwendung Deutschland 2010 
 

 

Rund zwei Drittel der gesamten in Deutschland eingesetzten Endenergie ent-
fällt auf die Sektoren Wärme und mechanische Energie. Bestimmend für den 
Wärmebedarf sind die privaten Haushalte. Mechanische Energie wird als An-
triebsenergie vornehmlich in der Industrie und im Verkehr eingesetzt. 

Grafik 1.1 Endenergieverbrauch  Deutschland 2010  

                                 

2010 entfielen auf die Sektoren Industrie, Verkehr und Haushalte jeweils etwa 28 
Prozent des Endenergiebedarfs. Der Bereich Gewerbe-Handel-Dienstleistungen hat-
te einen Anteil von knapp 16 Prozent.           
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Grafik 2: Energie für die Wärmeerzeugung in Deutschland, 2011 

 
 
Energie steht uns nicht unendlich zur Verfügung. Die fossilen Rohstoffe sind 
auf unserer Erde nur noch begrenzt verfügbar. Wenn man von einem gleich 
bleibenden Energiebedarf ausgeht, so stehen die fossilen Rohstoffe 
noch maximal 170 Jahre zur Verfügung. 

 

Grafik  2.1. Anteil erneuerbarer Energien am gesamten Endenergieverbrauch 

                   in Deutschland, 2010 - 2011 
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Grafik 2.2. Anteil erneuerbarer Energien an der Energiebereitstellung  

                   in Deutschland, 2010 - 2011 

 

 

Grafik 3: CO2 – Emissionen in Deutschland,1990 - 2010 
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Bei der Verbrennung fossiler Energieträger entstehen zudem Schadstoffe wie 
Kohlendioxid (CO2).  

Die Treibhausgasemissionen sinken 2011 im Vergleich zum Referenzjahr 
1990 um 26,5 Prozent. Damit wird das Minderungsziel des Kyoto-Protokolls 
von 21 Prozent erneut deutlich unterschritten. Trotz der positiven wirtschaftli-
chen Entwicklung und der Abschaltung von acht Atomkraftwerken verringerte 
sich der Ausstoß der Treibhausgase gegenüber 2010 um 2 Prozent. Damit 
liegt das Niveau in etwa so hoch wie im Krisenjahr 2009. UBA-Präsident Flas-
barth: „Die Emissionsminderung wurde zwar durch die relativ milde Witterung 
begünstigt. Aber auch der wachsende Anteil von erneuerbarem Strom führt zu 
niedrigeren Emissionen, ebenso der geringere Stromexport. Vor dem Hinter-
grund der begonnenen Energiewende und des geringeren Stromanteils aus 
Kernkraftwerken stellen die Emissionszahlen einen Erfolg dar. Um das natio-
nale Klimaschutzziel einer 40-prozentigen Minderung zu erreichen, dürfen die 
Anstrengungen nicht nachlassen.“ Dazu zählten vor allem verstärkte Maß-
nahmen zur Energieeffizienz und energetischen Gebäudesanierung. 

Kohlendioxid: Die CO2-Emissionen verringern sich im Vergleich zu 2010 um 
2,4 Prozent. Dieser deutliche Rückgang geht im Wesentlichen auf den gerin-
geren Bedarf an Heizenergie zurück, der sich durch die mildere Witterung 
ergab. Dieser Effekt wird besonders beim Erdgasverbrauch und Mineralölbe-
darf für Heizzwecke sichtbar. Hohe Heizölpreise führten zu geringeren Zukäu-
fen und einer verstärkten Nutzung von Lagerbeständen. Der Eigenverbrauch 
der Raffinerien ging aufgrund der verringerten Rohölverarbeitung im vergan-
genen Jahr nochmals deutlich zurück. Obwohl der Anteil der Kernenergie 
deutlich abnahm, stiegen die Emissionen aus der Stromerzeugung nur leicht 
an. Zum einen wurde weniger Strom exportiert, zum anderen wurde mehr 
Strom aus erneuerbaren Energien erzeugt. Diese Ergebnisse spiegeln sich 
auch in den für das Jahr 2011 berichteten Zahlen der Energie- und Industrie-
anlagen wider, die dem Europäischen Emissionshandel (ETS) unterliegen. 
Demnach gingen die CO2-Emissionen des Energiesektors zwischen 2 und 6 
Prozent zurück. Dagegen erhöhten sich die prozessbedingten Emissionen der 
Industrie – wie der chemischen und der Metallindustrie – entsprechend der 
konjunkturellen Entwicklung.  

Das Kyoto-Ziel 

Damit Deutschland das Kyoto-Ziel erreicht, dürfen die Treibhausgasemissio-
nen im Durchschnitt der Jahre 2008 bis 2012 jährlich den Wert von 974 Mio. t 
CO2 nicht überschreiten. 2008 wurde dieses Ziel mit 976 Mio. t CO2 nahezu er-
reicht. Insgesamt summiert sich die jährliche Unterschreitung des Zielwertes in 
der Verpflichtungsperiode auf 154 Mio. t CO2 2011 unterschritt Deutschland 
den Wert um 58 Millionen Tonnen. 
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Grafik 4: Entwicklung des CO2 - Ausstoßes, weltweit in den Jahren von 1992  
               bis 2008       

Ländervergleich weltweit 
CO2-Emissionen 

in Mio Tonnen 
in 1992 

CO2-Emissionen 
in Mio Tonnen 

in 2000 

CO2-Emissionen 
in Mio Tonnen 

in 2007 

CO2-Emissionen 
in Mio Tonnen 

in 2008 

weltweit 22.600 24.700 30.900 32.000 

USA 5.500 6.400 6.600 5900 

China 2.600 2.700 6.400 6500 

SU (GUS) 3.400 2.300 2.600 
 

Indien 
   

1450 

Japan 1.200 1.300 1.400 1300 

Deutschland 990 900 860 830 

Südamerika 750 970 1.160 
 

Afrika 670 830 1.020 
 

 
 
Der weltweite Energiebedarf steigt und damit auch der globale CO2-Ausstoß. 
Waren es 1992 noch 22,6 Mrd. t, so betrug der Wert 2008 bereits 32 Mrd. t. 
Das bedeutet einen Anstieg von fast 47 % in den letzten 20 Jahren. Folgt man 
den Daten des Mineralölkonzerns BP bestand 2010 nicht nur eine große 
Nachfrage nach jeglicher Energie, sondern das Jahr verzeichnete – gemessen 
am Verbrauch fossiler Energiequellen – auch den schnellsten Anstieg weltwei-
ter Kohlendioxidemissionen seit 1969. Sowohl die entwickelten OECD-
Nationen als auch die Schwellenländer wiesen in diesem Jahr überdurch-
schnittlich hohe Wachstumsraten auf. Im Vergleich der am meisten emittie-
renden Regionen gehören China und Japan, die in der Grafik zu Asien zählen, 
mit einem Gesamtwert von 7,8 Mrd. t zu den Spitzenreitern, der am meisten 
CO2-verursachenden Länder und lösen die  die USA mit 5,9 Mrd. t ab. 
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2.1. Energieeinsparverordnung  (EnEV) 

Die erste Energieeinsparverordnung (EnEV) ist am 1. Februar 2002 in Kraft 
getreten und vereinigt die bis dahin gültige Wärmeschutzverordnung 95 
(WSVO 95) und die Heizungsanlagenverordnung (HeizAnlVO).  

          Grafik 5: Ermittlung des Energiebedarfs gem. EnEV 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

Am 16. Dezember 2004 ist eine Novelle der EnEV in Kraft getreten, die jedoch 
hauptsächlich redaktionelle und klarstellende Änderungen beinhaltet. Eine er-
neute Novelle der EnEV ist am 1. Oktober 2007 in Kraft getreten und regelt 
zusätzlich zu den vorherigen Anforderungen die energetische Verbesserung 
von Bestandsgebäuden. In dieser Verordnung ist auch die Grundlage für die 
Erstellung von Energieausweisen bei Wohngebäuden festgestellt. 

Die jetzt gültige Novelle der EnEV ist am 1. Oktober 2009 in Kraft getreten, die 
energetischen Anforderungen im Gebäudebereich wurden um bis zu 30 % 
verschärft und bis 2012 sollen weitere 30 % folgen. Die Handhabung und Pra-
xis der Energieausweise ist unverändert geblieben. 
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Bagatellgrenze 

1. In der EnEV 2007 war die Bagatellgrenze mit 20% an die Bauteilflächen glei-
cher Orientierung gestellt. 

2. In der EnEV 2009 ist die Bagatellgrenze mit 10% an die jeweilige gesamte 
Bauteilfläche, also unabhängig von der Orientierung gestellt. 

Die Anforderungen haben sich eindeutig verschärft, dies in zweierlei Hinsicht: 

1. Die Bezugsfläche, ab wann bei einer Bauteilsanierung die Anforderungen 
nach Anlage 3 greifen, wurde geändert auf 10% der gesamten jeweiligen Bau-
teilfläche des Gebäudes 

Beispiel 1: Teilsanierung einer Außenwand (Wetterseite)  

Fläche der zu sanierenden Außenwandfläche:   10 m² 
Gesamte Bauteilfläche der Außenwände:         140 m² 
Lösung: 
Prüfung der Bagatellregel (10%): 10m²/140m² *100% = 7%       

7% < 10 %            keine Anforderungen an das zu sanierende Bauteil ! 

Beispiel 2: Teilsanierung einer Außenwand (Wetterseite) 

Fläche der zu sanierenden Außenwandfläche:    25 m² 
Gesamte Bauteilfläche der Außenwände:          140 m² 
Lösung: 
Prüfung der Bagatellregel (10%): 25m²/140m²*100% =17,9%   

17,9  % > 10%               Die zu sanierende Bauteilfläche muss   
die Anforderungen gemäß EnEV Anlage 3 einhalten! 

 

Liegen bei bestehenden Gebäuden keine Angaben zu den geometrischen Abmes-
sungen und energetischen Kennwerten der Bauteile und Anlagenkompenenten vor, 
können für die Berechnungen jeweils vereinfachte Verfahren und gesicherte Erfah-
rungswerte herangezogen werden. 
Sind bei der Erweiterung oder dem Ausbau eines Gebäudes mehr als 15 oder 
höchstens 50m² Nutzfläche betroffen, sind für die betroffenen  Außenbauteile die 
Anforderungen des Bauteilverfahrens einzuhalten. 

Nachrüstungspflichten bei Anlagen und Gebäuden 

Im Gebäudebestand kennt die EnEV eine prinzipielle Unterscheidung zwischen 
Nachrüstpflichten und so genannten „bedingten“ Anforderungen (EnEV § 8 und § 9). 
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Neubau Wohngebäude / Nichtwohngebäude (Referenzgebäude) 
 

 
 

 
 
 
Anforderungen bei Änderungen von Außenbauteilen (Sanierung) 
 
 
 

 


